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1.  Einleitung 

1.1. Ausgangslage 

 

Mit dem Entschließungsantrag soll die Bundesregierung aufgefordert werden, ein befristetes 

Moratorium für nationale Berichtspflichten einzuführen, die auf Bundesrecht beruhen und nicht 

zwingend erforderlich sind. Zudem soll die Bundesregierung darum gebeten werden sich auf 

europäischer Ebene dafür einzusetzen, dass auch die Berichtspflichten auf EU-Ebene spürbar 

reduziert werden. 

 

Das erbetene Moratorium soll insbesondere folgende Aspekte umfassen:  

 

• die Aussetzung ausgewählter bestehender Berichtspflichten für Unternehmen und Insti-

tutionen bis zum 31. Dezember 2027, soweit diese nicht unionsrechtlich vorgegeben 

sind oder aus Gründen des Gemeinwohls unabweisbar erforderlich sind,   

 

• die Zusage der Bundesregierung, sämtliche betroffenen Berichtspflichten innerhalb die-

ses Zeitraums einer systematischen Erforderlichkeits- und Belastungsprüfung zu unter-

ziehen. Ziel ist es, dauerhaft nur solche Berichtspflichten beizubehalten, die zwingend 

notwendig, verhältnismäßig und effizient ausgestaltet sind. 

 

Besondere Berücksichtigung dabei sollen insbesondere einzelne näher benannte Berichtspflich-

ten finden, welche mit einem hohen Erfüllungsaufwand für die Berichtspflichtigen verbunden 

sind oder bereits als vereinfachungsbedürftig identifiziert wurden. 

Des Weiteren enthält der Antrag die Bitte, einen besonderen Fokus auf den Bereich der Agrar- 

und Fischereiwirtschaft zu legen. 

 

1.2. Vorgehen der Clearingstelle Mittelstand 

 

Das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie des Landes Nordrhein-West-

falen ist mit Schreiben vom 7. Mai 2026 an die Clearingstelle Mittelstand mit der Bitte herange-

treten, den Antrag des Landes Mecklenburg-Vorpommern auf Entschließung des Bundesrates 

"Stärkung der Wirtschaft durch spürbaren Bürokratieabbau" (BR Drucksache 275/26) im Wege 

eines Clearingverfahrens (§ 6 Abs. 2 Nr. 1 MFG NRW) auf seine Mittelstandsverträglichkeit zu 

überprüfen und eine gutachterliche Stellungnahme zu erarbeiten. 

Die Clearingstelle Mittelstand hat die nach dem Mittelstandsförderungsgesetz an Clearingver-

fahren beteiligten Institutionen über den Überprüfungsauftrag informiert. 

Die beteiligten Organisationen sind: 

 

• IHK NRW - Die Industrie- und Handelskammern in Nordrhein-Westfalen 

• Handwerk.NRW (Nordrhein-Westfälischer Handwerkstag) 

• Westdeutscher Handwerkskammertag (WHKT) 

• unternehmer nrw – Landesvereinigung der Unternehmensverbände 

Nordrhein-Westfalen e.V.  

• Verband Freier Berufe im Lande Nordrhein-Westfalen e.V. (VFB NW) 

• Städtetag Nordrhein-Westfalen 
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• Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen  

• Landkreistag Nordrhein-Westfalen 

• DIE FAMILIENUNTERNEHMER e. V. Landesbereich NRW 

• Deutscher Gewerkschaftsbund Bezirk Nordrhein-Westfalen (DGB NRW) 

 

Mit Schreiben vom 7. Mai 2026 wurden alle Beteiligten um eine Stellungnahme zu dem o.g. 

Entschließungsantrag gebeten. 

 

Folgende Stellungnahmen liegen der Clearingstelle Mittelstand vor:  
 

• IHK NRW 

• DGB NRW 

• DIE FAMILIENUNTERNEHMER 
 
Die Clearingstelle Mittelstand hat anhand der eingegangenen Stellungnahmen das Meinungs-

bild dargestellt. 

 

2. Stellungnahmen der Beteiligten  

 

IHK NRW unterstützt die Vorschläge des Landes Mecklenburg-Vorpommern im Grundsatz. Ins-

besondere die Unterstützung der föderalen Modernisierungsagenda erscheine hilfreich. 

Sie teilen mit, dass in der IHK-Organisation die nachfolgende Priorisierung erarbeitet wurde. Die 

Schwerpunkte liegen dabei weniger auf der Agrar- und Fischereiwirtschaft.  

 

3 Für Kleinbetriebe werden die Berichtspflichten nach § 2 B und § 9 des Gesetzes über 

die Statistik im Produzierenden Gewerbe abgeschafft. 

5 Berichtspflichten nach dem Umweltstatistikgesetz werden reduziert und standardisiert 

(Abbau unterschiedlicher Fristen). 

23 Die Berichterstattung zur Emissionserklärung nach der Elften Verordnung zur Durchfüh-

rung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes einmalig ausgesetzt und evaluiert, mit dem 

Ziel, die zu erhebenden Daten für die Zukunft zu reduzieren, 

52 Die Länder werden die in § 72 Abs. 1 a Musterbauordnung (MBO) enthaltene Genehmi-

gungsfiktion im vereinfachten Genehmigungsverfahren in ihre Landesbauordnungen 

übernehmen. 

53 Darüber hinaus soll in weiteren Fällen das Instrument der Genehmigungsfiktion mit einer 

Vollständigkeitsfiktion für eingereichte Unterlagen kombiniert werden. Dabei wird vorge-

sehen, dass die Drei-Monats-Frist des § 42a VwVfG schon mit dem Antragseingang un-

abhängig von der Vollständigkeit der Unterlagen zu laufen beginnt. In einem ersten 

Schritt soll dies bis zum 30.06.2026 insbesondere für folgende Fälle eingeführt werden: 

54 Soweit im Fachrecht Genehmigungen befristet sind, wird dort jeweils vorgesehen, dass 

bei einem Verlängerungsantrag eine Genehmigungsfiktion mit Vollständigkeitsfiktion 

nach 3 Monaten gilt. Ausnahmen sind in dem jeweiligen Fachrecht zu bestimmen und in 

der Gesetzbegründung zu erläutern. 

55 Erlaubnis zur Einrichtung einer Baustelle nach § 45 StVO und etwaigen weiteren Vor-

schriften, soweit es sich nicht um Baustellen auf Autobahnen handelt, 
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56 Genehmigungen zur Sondernutzung nach Straßen- und Wegegesetzen mit Ausnahme 

des Bundesfernstraßengesetzes. 

76 Die in § 5 der DGUV Vorschrift 3 „Elektrische Anlagen und Betriebsmittel“ enthaltene 

Regelung, dass der Unternehmer dafür zu sorgen hat, dass elektrische Anlagen und Be-

triebsmittel in bestimmten Zeitabständen durch eine Elektrofachkraft auf ihren ordnungs-

gemäßen Zustand geprüft werden, 

79 Technische Normen (z.B. DIN-Normen) finden über Verweise oder durch Auslegung von 

Rechtsnormen indirekt oder direkt Eingang in das deutsche Recht und werden damit 

verbindlich. Da die technischen Möglichkeiten und damit auch die technischen Normen 

sich ständig weiterentwickeln, werden dadurch auch materielle Rechtspflichten immer 

weiter erhöht und somit Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen immer stärker be-

lastet. 

Mit dem Ziel einer Beschränkung von Standards auf das Notwendige, überprüfen Bund 

und Länder bis zum 30.06.2026 sämtliche Verweise auf externe technische Normen in 

Bundes- und Landesgesetzen (insbesondere im Baubereich). Nur in Fällen, in denen ein 

entsprechender Verweis unverzichtbar ist, darf der Verweis beibehalten werden. 

 

Aus ihrer Sicht sollten letztendlich alle Maßnahmen umgesetzt werden, auch wenn je nach Un-

ternehmen und Region die Auswirkungen der Bürokratielast sehr unterschiedlich seien. Wenn 

Priorisierungen vorgenommen werden sollten, dann solle dies nach klaren Kriterien (Entlas-

tungswirkung, Umsetzungshorizont) erfolgen.  

Ein befristetes Moratorium werde als sinnvoll bewertet. Die Zeit des Moratoriums sollte dann 

aber auch dafür genutzt werden, Transparenz herzustellen, bestehende Berichtspflichten zu 

systematisieren und grundlegend zu vereinfachen. 

Grundlage hierfür sei eine weitgehende Digitalisierung des Bestandsrechts. Verbunden werden 

müsse die Neusystematisierung mit einer Umkehr der Verantwortlichkeiten. So sollte die öffent-

liche Hand nachweisen müssen, dass eine Berichtspflicht nicht auf andere Art und Weise, 

bspw. durch Rückgriff auf andere Datenquellen erfüllt werden kann.  

 

DIE FAMILIENUNTERNEHMER stimmen der Erkenntnis des Entschließungsantrags, eine Re-

duktion der bürokratischen Belastung aufgrund von Berichtspflichten auf Bundesebene erwirken 

zu müssen, ausdrücklich zu. 

Zu diesem Zweck sei die generelle Aussetzung aller die Wirtschaft betreffender Berichts- und 

Dokumentationspflichten gegenüber einem befristeten Moratorium mit anschließender Wieder-

einführung das bessere Instrument. Eine Wiedereinführung solle indes nur nach Prüfung erfol-

gen. Um einen zeitnahen und wirksamen Entlastungseffekt für den Mittelstand zu erwirken, 

sollte diese Maßnahme bereits zum 1. Januar 2027 erfolgen. Nur durch eine generelle Abschaf-

fung der Berichts- und Dokumentationspflichten sei der Handlungsdruck zu Reformen tatsäch-

lich gegeben. Ein einfaches Moratorium mit gleichzeitiger Analyse berge das Risiko, nicht jede 

unsachgemäße Bürokratiemaßnahme abzuschaffen. Außerdem wäre diese Vorgehensweise 

deutlich unbürokratischer und schneller umsetzbar. 

Auf EU-Ebene müssten große Entlastungsmaßnahmen angestrebt werden: Anstatt kleinteilige 

Reduzierungen von Berichtspflichten zu bewirken, könnten nur massive Entlastungen zielfüh-

rend sein. Der Entschließungsantrag zeichne hierbei sinnvolle Maßnahmen auf. Diese seien 

aber nur bei umfangreicher Anwendung aller drei Lösungsansätze tatsächlich zielführend. Der 

Mittelstand halte den Grundsatz „one-in, two-out“ stets für sinnvoll. Dieser solle allerdings nicht 

nur bei Berichtspflichten, sondern auch für Gesetze generell Anwendung finden. 
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Zur weiteren zwingend für eine Erholung des Mittelstandes nötigen Maßnahmen gehöre auch, 

die bereits von der Bundesregierung beschlossene Unternehmenssteuersenkung zeitlich vorzu-

ziehen. 

Statt erst im Jahre 2028 über fünf Jahre jährlich um einen Prozentpunkt zu reduzieren, sei eine 

Senkung der Steuer bereits zum 1. Januar 2027 um mindestens zwei Prozentpunkte geboten, 

um anschließend schrittweise zu verringern. 

Auch sollte eine bundeseinheitliche Plattform geschaffen werden, auf die jede Behörde zugrei-

fen kann. Unternehmen würden dadurch der bürokratischen Last entledigt, gleichzeitig mit un-

terschiedlichen Behörden über denselben Sachstand kommunizieren zu müssen. Auch Behör-

den würden dadurch entlastet. 

Um Agrar- und Fischereiwirtschaft profitabel in Deutschland betreiben zu können, ist aus Sicht 

der FAMILIENUNTERNEHMER ein Abbau von Auflagen zwingend geboten. Betont wird, dass 

dies allerdings jegliche Wirtschaftssektoren betreffe. Unverhältnismäßige Bürokratie müsse für 

alle Unternehmen abgebaut werden und nicht nur sektorspezifisch erfolgen. Nur so könne die 

Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft wieder gestärkt werden. 

 

Der DGB NRW teilt das Ziel einer guten Gesetzgebung. In diesem Kontext wird eine bessere 

Rechtssetzung als permanente Aufgabe der Bundesregierung unter Berücksichtigung entspre-

chender Vorschläge und Initiativen der Bundesländer bewertet.  

Zwar sei die Vermeidung unnötigen Verwaltungsaufwands richtig und wichtig. Klar sei jedoch 

auch, dass ein hochentwickelter Staat wie Deutschland eine gut funktionierende Regulierung 

und eine Wertschätzung der Beschäftigten erfordert, die mit dem Vollzug betraut sind. Selbst-

verständlich müsse die Einhaltung der Gesetze kontrolliert und Verstöße entsprechend sanktio-

niert werden – Mittel zum Zweck dazu könnten auch entsprechende Berichtspflichten von Unter-

nehmen sein.  

Die Frage der Berichtspflichten als mögliche Belastung dürfe nicht allein daran festgemacht 

werden, ob die Regeln mit Verwaltungs- und betriebswirtschaftlichen Kosten verbunden sind, 

restriktiv oder komplex sind, sondern vor allem daran, ob die Regulierung den mit ihr verbunde-

nen Zweck, z.B. den Schutz von Beschäftigten oder Verbrauchern, wirksam erfüllt. 

Der DGB NRW verwehrt sich deshalb gegen eine Ideologie, die jedwede staatliche Regulierung 

als unnötige Bürokratie betrachtet und Gesetze einseitig danach beurteilt, ob die Wirtschaft 

durch sie vermeintlich belastet wird. Es müsse anerkannt werden, dass Bürokratie nicht an sich 

zwangsläufig schlecht ist und sie dagegen oft dazu diene, klare Regeln und Standards festzule-

gen.  

Er weist darauf hin, dass Statistiken den öffentlichen Stellen, der Wirtschaft und Verbänden so-

wie der breiten Öffentlichkeit als unverzichtbare Informationsquelle dienen. Sie ermöglichten es, 

komplexe Informationen zu strukturieren und Zerrbilder zu vermeiden, wenn sie korrekt ange-

wendet und interpretiert werden. So bilde etwa das im Antrag benannte Insolvenzstatistikgesetz 

erst eine Rechtsgrundlage dafür, dass statistische Ämter Informationen über betriebliche Kri-

senlagen und Sanierungserfahrungen sammeln und etwa nach Branchen auswerten können.  

Das Aussetzen der Berichtspflichten mit dem Ziel, während des Moratoriums einen verbindli-

chen Prüfrahmen zu schaffen, innerhalb dessen dann sämtliche betroffene Berichtspflichten 

systematisch auf ihre Erforderlichkeit, Zweckmäßigkeit und Verhältnismäßigkeit hin überprüft 

werden können, wird insbesondere verfahrenstechnisch kritisch gesehen.  
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Eine strukturelle, koordinierte Prüfung von Berichtspflichten, gerade um Doppelungen zu ver-

meiden, erscheint auch aus Sicht des DGB NRW sinnvoll. Ein solcher Schritt solle aber dem 

vorgeschlagenen Moratorium vorgelagert sein. 

 

Zu einzelnen Punkten merkt der DGB NRW zudem das Nachfolgende an: 

 

One-In, One-Out-Regelung 

Der DGB NRW hält an seiner Kritik an der „One-In, One-Out“-Regelung, die er bereits bei deren 

Einführung geäußert habe, fest. Entscheidend für die Bewertung der Sinnhaftigkeit von Regulie-

rungen oder Deregulierungen müsse die Sach- und Fachpolitik sein und nicht ein Kosten- oder 

Belastungsparadigma. Es müsse immer unterschieden werden zwischen überflüssiger Bürokra-

tie und sinnvollen Regeln.  

Mit Verweis auf eine Studie des Hugo Sinzheimer Instituts, die davon ausgeht, dass One-in, 

one-out mit seiner Fokussierung auf Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft zu einer Zurückhal-

tung bei sozialen Innovationen durch den Gesetzgeber, mithin auch beim Umwelt- und Verbrau-

cherschutz, führen werde, sieht der DGB NRW ein grundsätzliches Problem. Wenn etwas aus 

Sorge vor Bürokratie gar nicht erst vorgeschlagen oder gesetzlich geregelt werde, hätten Bür-

ger später auch keine Grundlage, um diese Regelung oder diesen Anspruch zu verlangen. Die-

selbe Logik greife auch bei den Abgeordneten – auch diesen dürfte es schwerfallen, Gesetzes-

entwürfe wieder mit dem nötigen Gestaltungs- und Innovationspotential aufzuladen. Eine ver-

meintliche Bürokratiebremse dürfe nicht zu einer Demokratiebremse werden.  

 

Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz 

Der DGB NRW lehnt die Aussetzung der Sorgfalts- und Berichtspflichten aus dem Lieferketten-

sorgfaltspflichtengesetz ab. 

Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz ist aus seiner Sicht ein wichtiger Schritt hin zu einer ge-

setzlichen Verpflichtung, Menschenrechte in globalen Wertschöpfungsketten zu respektieren. 

Ein wesentlicher Beitrag werde darin geleistet, dass es sich auf präventive Verpflichtungen in 

Form von Sorgfalts- und Berichtspflichten der Unternehmen konzentriert. Es sollte vielmehr da-

für Sorge getragen werden, dass Unternehmen, diesen Verpflichtungen uneingeschränkt nach-

kommen – sie sollten aus Sicht des DGB NRW gerade nicht reduziert werden. 

 

ArbSchG, ASiG, DGUV Vorschriften – jährliche Arbeitsschutzberichte 

Der DGB NRW weist in diesem Kontext darauf hin, dass eine klare Unterscheidung zwischen 

Dokumentations- und Berichts- und auch Meldepflichten getroffen werden müsse. 

So seien z.B. Dokumentationspflichten von Sitzungen des Arbeitssicherheitsausschusses oder 

einer Gefährdungsbeurteilung im Betrieb aus ihrer Sicht unabdingbar. 

Ansonsten könnten insbesondere bei Problemen oder Anlässen keine Prüfungen durchgeführt 

werden, bei denen der Frage nachgegangen wird, ob sich bei der betrieblichen Arbeitssicher-

heit Dinge verändert haben. 

Etwas anderes sind Berichtspflichten. Die gibt es auch im Arbeitsschutz, so müssen z.B. Be-

triebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit Berichte über ihre Arbeit erstellen. Dies sei im 

Grundsatz sinnvoll, allerdings würden Fachleute der Technologieberatungstelle durchaus einen 

Zusatzaufwand erkenne, der nicht immer zielführend ist. Praktisch erlebten die Fachberater, 

dass viele Unternehmen, bzw. die beauftragten Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicher-

heit das nicht unbedingt regelmäßig machen. Wenn es aber, so der DGB NRW, eine ordentliche 
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Dokumentation gibt, so sind auch aus den Erfahrungen der Technologieberatungsstelle Be-

richte nicht mehr zwingend erforderlich. 

Anders verhalte es sich hingegen bei bestimmten Ereignissen. Hier gebe es Meldepflichten 

z. B. wenn ein relevanter Datenschutzfall vorliegt (unverzüglich, innerhalb von 72 Std. an die 

zuständige Aufsichtsbehörde) oder gar ein Arbeitsunfall. Meldepflichten bei den genannten Situ-

ationen aber auch bei Austritt von Schadstoffen oder Umweltbeeinträchtigungen sollten aus 

Sicht des DGB NRW unbedingt erhalten bleiben. Analog ließe sich eine Reihe von weiteren 

Sachverhalten bewerten. 

Wenn Unternehmen eine Dokumentation vorhalten, müsse dies nicht zwingend durch einen 

weitergehend gleichlautenden „Bericht“ aufgedoppelt werden. Das gehe aus Sicht des DGB 

NRW aber nur dann, wenn das Vorhalten der Dokumentation verbindlich und ggf. auch buß-

geldbewehrt ist. 

 


